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Teilrevision der Verordnung über die Gebühren und Entschädigungen vor Gerichtsbehörden (Ge-

richtsgebührenverordnung)

Einladung zur Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit der Schaffung der Justizverwaltung auf den l. Januar 2020 entfiel die bisherige Zuständigkeit des

Regierungsrats, die administrativen Belange der Gerichte im Rahmen seiner ordentlichen Tätigkeit zu

besorgen. Seither verwalten sich die richterlichen Behörden unter der Leitung des Obergerichts in orga-

nisatorischer, sachlicher und personeller Hinsicht selbst, soweit das Gerichtsorganisationsgesetz nichts

anderes bestimmt (Art. 8a Abs. l Gesetz über die Organisation der richterlichen Behörden [Gerichtsor-

ganisationsgesetz (GOG); RB 2.3221]).

Im Hinblick auf die Schaffung der autonomen Justizverwaltung wurde die Verordnung über die Gebüh-

ren und Entschädigungen vor Gerichtsbehörden (Gerichtsgebührenverordnung; RB 2.3231), die am

l. September 1988 in Kraft getreten ist, letztmals revidiert. Gemäss Artikel 27 Gerichtsgebührenverord-

nung gehört der Erlass des Reglements über die Gebühren und Entschädigungen vor Gerichtsbehörden

(Gerichtsgebührenreglement [GGebR]; RB 2.3232) neu in die Zuständigkeit des Obergerichts.

Das vom Obergericht des Kantons Uri revidierte Gerichtsgebührenreglement trat am l. Oktober 2022 in

Kraft. Nach ersten Erfahrungen mit dem neuen Recht zeigt sich, dass die Gerichtsgebührenverordnung

zum Teil zu starr ist. So ist es nicht möglich, Gerichtsgebühren als Pauschalen (inklusive sämtlicher Kos-

ten) festzulegen. Dies entspricht nicht mehr den Bedürfnissen der Praxis. Auch bestehen in der Ge-

richtsgebührenverordnung einige Widersprüche und Unklarheiten. So ist zwar mit derJustizverwaltung

durch die Gerichte grundsätzlich das Obergericht zuständig, die Gerichtsgebührenverordnung in einem

Reglement näher auszuführen. Verschiedentlich verweist die Gerichtsgebührenverordnung aber immer

noch auf Reglemente des Regierungsrats. Fragen stellen sich auch im Zusammenhang mit der Zuständig-

keit zur Gewährung von Zahlungserleichterungen und der Herabsetzung und dem Erlass von Gerichtsge-

bühren.



Mit der vorliegenden Teilrevision der Gerichtsgebührenverordnung sollen bestehende Widersprüche

innerhalb der Verordnung sowie zum Gerichtsgebührenreglement, zum Gerichtsorganisationsgesetz und

weiteren Rechtserlassen beseitigt werden.

Schliesslich soll in Übereinstimmung mit der Gerichtsgebührenverordnung auch die allgemeine Gebüh-

renverordnung (RB 3.2512) dahingehend angepasst werden, dass das Amt für Finanzen über die Ab-

schreibung von nicht einbringlichen Gebühren und Barauslagen entscheidet und nicht die Finanzdirekti-

on.

Gerne laden wir Sie ein, zur Vorlage bis 31. Dezember 2024, Stellung zu nehmen. Wir bitten Sie, Ihre

Stellungnahme, wenn möglich in elektronischer Form an obergericht@ur.ch oder per Post einzureichen.

Die Vernehmlassungsunterlagen finden Sie im Internet unter www.ur.ch/vernehmlassunRen.

Wir danken Ihnen für die wertvolle Mitwirkung und sehen Ihrer Stellungnahme mit Interesse entgegen.
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